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Aligemeiner Teil zur Police (AT)
1. Vertragsgrundlagen
Dieser Allgemeine Bedingungsteil gilt fir alle, rechtlich selbststindigen Vertrage der
Versicherungspolice, sofern in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen nichts
Abweichendes geregelt ist.
Im Ubrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die Bestimmungen des
Versicherungsvertragsgesetzes.
2. Beginn des Versicherungsschutzes, Vertragsdauer

2.1 Beginn des Versicherungsschutzes »
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltich der Regelung in 3. zu dem im
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2.2 Dauer und Ende des Verirags
Der Vertrag ist fiir die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.
Bei einer Veriragsdauer von mindestens einem Jahr verlangert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spitestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres eine Kiindigung zugegangen ist.
Die Kiindigung durch den Versicherer muss in Schriftform, durch den Versicherungsnehmer in
Textform erfolgen. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kiindigung bedarf zum vorgesehenen Zeitpunkt.
Der Verirag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren nach
Versicherungsvertragsgesetz § 11, Absatz 4 (VVG), gekiindigt werden.

3. Beitrag

3.1 Beitrag und Versicherungsteuer
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthalt die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in
der jeweils vom Gesetz bestimmten Héhe zu entrichten hat.

3.2 Falligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags
Der erste oder einmalige Beitrag wird, unabhangig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts,
sofot nach Zugang des Versicherungsscheins fallig, jedoch nicht vor dem im
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder
einmalige Beitrag sofort nach Vertragsschluss zu zahlen.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate
des ersten Jahresbeitrags.

3.3 Folgen nicht rechizeitiger Zahlung des ersten oder sinmaligen Beitrags

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu
einem spateren Zsitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Solange
der Beitrag nicht gezahlt ist, kann der Versicherer vom Vertrag zuriicktreten.

Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu
vertreten hat.
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34 Félligkeit des Folgebeitrags ]
Der Folgebeitrag wird am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fallig.

35 Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des Folgebeitrags
Wird ein Folgebeitrag nicht rechizeitig gezahlt, gerat der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in
Verzug, es sei denn, dass er die verspatete Zahlung nicht zu vertrsten hat.
Der - Versicherer ‘kann dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss.
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz und gleichzsitig kann der

- Versicherer ohne Einhaltung. einer Frist kiindigen, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach

3.5, Satz 2, darauf hingewiesen wurde.
Hat der Versicherer gekiindigt und zahit der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines
Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Fiir Versicherungsfille, die zwischen
dem Zugang der Kiindigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein
Versicherungsschutz. '

3.6 Teilzahlungen und Folgen bei verspateter Zahlung .
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind dis noch ausstehenden Raten sofort
fallig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug ist. Ferner kann der
Versicherer fiir die Zukunft jahrliche Beitragszahlung verlangen.

37 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermachtigung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn
der Beitrag zum Falligkeitszeitpunkt eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der féllige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziiglich nach einer
in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist
der Versicherer berechtigt, kiinftig Zahlung auBerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.

4. Anderung der Beitragsbemessungsgrundlagen

Uber die gesetzlichen und einzelvertragiichen ~ Obliegenheiten hinaus hat der
Versicherungsnehmer nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Anderungen des
versicherten Risikos gegentiber den zum Zweck der Beitragsbemessung gemachten Angaben
eingetreten sind. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu

-machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen.

5. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Verletzt der Versicherungsnehmer eine vertragliche Obliegenheit vorsatzlich oder grob fahrlassig,
so kann der Versicherer nach MaBgabe der §§ 23 bis 28 und 82 VVG leistungsfrei zur Kiindigung
oder Beitragserhdhung berechtigt sein.

AuBer im Falle einer arglistigen Obliegenhsitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder fiir den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fir die Feststellung oder den Umfang der Lsistungspflicht des
Versicherers ursachlich ist. '
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6. Mehrfachversicherung und Uberversicherung

6.1

6.2

Mehrfachversicherung _

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert
{Mehrfachversicherung, §§ 77 ff. VVG), ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung
unverziglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die
Versicherungssumme anzugeben.

Ist die Mehrfachversicherung zustande gekommen, ohne dass der Versicherungsnehmer dies
wusste, kann er binnen eines Monats, nachdem er von der Mehrfachversichsrung Kennthis
erlangt hat, die Aufhebung des spéter geschlossenen Verirags oder eine Reduzierung der
Versicherungssumme verlangen. Die Erklarung wird in dem Zsitpunkt wirksam, in dem sie dem
Versicherer zugeht.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht, ist der Versicherer nach MaBgabe des § 28
VVG zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kiindigung des Versicherers wird mit
Zugang wirksam,

Uberversicherung

Ubersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer nach MaBgabe des § 74 VVG die
Herabsetzung der Versicherungssumme und des Beitrags verlangen.

Hat der Versicherungsnshmer die Uberversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch
einen rechtswidrigen Vermdégensvorteil zu verschaifen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer
steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begriindenden
Umstanden Kenntnis erlangt.

7. Wegfall des versicherten Interesses

Der Versicherungsschutz fiir das versicherte Interesse endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der
Versicherer davon Kenntnis erhalt, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weggefallen ist. Dies gilt fiir einzelne Vertrage der Police sinngemaB. Endet das
Versicherungsverhaltnis vor Ablauf der Versicherungsperiode oder wird es nach Beginn
riickwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Tauschung nichtig, so steht dem
Versicherer der Beitrag oder die Geschaftsgebiihr nach MaBgabe der §§ 39 und 80 VVG zu.

8. Anzeigen, Willenserklarungen, Anschriftenanderungen

Alle fir den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklarungen sind in Textform abzugeben,
sofern nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt ist. Sie sollen an die Hauptverwaltung des
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachtragen als zustandig
bezeichnete Gaschaftsstelle gerichtet werden.

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift oder seines Namens dem
Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG Anwendung.

9. Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand

Auf die in dieser Police abgeschlossenen Vertrdge findet ausschlieBlich das Recht der
Bundesrepublik Deutschland Anwendung.
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Fiir Klagen aus dem Versicherungsverhaltnis ist der Hauptsitz des Versicherers malfgeblich,
soweit gesetzlich kein ausschlieBlicher Gerichtsstand vorgeschrieben oder in den Besonderen
Teilen etwas Abweichendes versinbart ist.

10. Verjdhrung

Die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei Jahren.

Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der
Glaubiger von den Anspruch begriindenden Umstanden und der Person des Schuldners Kenntnis
erlangt oder ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen misste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zahit

bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.
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Biindelnachlassklausel

In der Berechnung der Beitrage ist folgender Biindelnachlass je Vertrag beriicksichtigt:

Anzahi der Verirage 1 2-3 4-5 6-7 8-9 ab 10

0% 5% 10% 15% 20% 25%

Andert sich die Gesamtzahl der rechtlich selbststandigen Einzelvertrage dieser Police, so erhdht
sich der Biindelnachlass je Einzelvertrag ab Einschluss eines weiteren Einzelvertrages bzw.

reduziert sich der Biindelnachlass ab Ausschluss eines Einzelvertrages.
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Makler

Der den Versicherungsvertrag betreusnde Makler ist bevollmichtigt, Anzeigen und
Willenserklarungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den
Maklervertrag verpflichtet, diese unverziglich an den Versicherer weiterzuleiten.
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Uber Informationspflichten bei Versicherungsvertriagen (VVG - InfoV)
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Informationeri bei allen Versicherungszweigen laut § 1 der Verordnung
tber Informationspflichten bei Versicherungsvertriagen (VVG - infoV)

Ausgabe 04/2019

Risikotrager

Die aufgrund lhres Antrags abgeschlossenen Versicherungen sind rechtlich selbststandige,
voneinander unabhangige Verirage. Den Risikotrager des jeweiligen Versicherungsverirags
finden Sie im Antrag bzw. Versicherungsschein.

R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden

vertreten durch den Vorstand, Vorstandsvorsitzender: Dr. Norbert Rollinger
Handelsregister Nr. HRB 2188 Amtsgericht Wiesbaden, Umsatzsteuer-ID-Nr. DE 811198334

Die R+V Allgemeine Versicherung AG bstreibt alle Zweige der Schadens-, Unfall- und
Rickversicherung sowie die Vermittlung von Versicherungen aller Art. ’

KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG, Heidenkampsweg 102, 20097 Hamburg

vertreten durch den Vorstand, Vorstandsvorsitzender: Dr. Norbert Rollinger

Handslsregister Nr. HRB 76536, Amtsgericht Hamburg, Umsatzsteuer-ID-Nr. DE 218618884

Die KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG befreibt alle Sparten, die unter die Bezeichnungen
"Schaden- und Unfallversicherung”, "Rechtsschutz” sowie "Beistandsleistungen zugunsten von
Personen, die sich in Schwierigkeiten befinden” fallen, jeweils fiir samtliche Risiken im In- und
Ausland. '

Wesentliche Merkmale der Versicherung

Weéentliche Merkmale der von lhnen beantragten Versicherungen wie Angaben Uber Art, Umfang
und Beginn des Versicherungsschutzes und Falligkeit unserer Leistung finden Sie im Antrag bzw.
Versicherungsschein, den Versicherungsbedingungen sowie in diesen Verbraucherinformationen.

Fir das Versicherungsverhéltnis gilt jeweils der Allgemeine Teil zur Police (AT) sowie die
besonderen Versicherungsbedingungen, die den einzelnen Vertragen zu Grunde liegen.

Beitrag, Beitragszahlung und Kosten

Die Héhe des Beitrags sinschlieBlich der derzeit geltenden Versicherungstsuer finden Sie im
Antrag bzw. Versicherungsschein.

‘Die Bestimmungen zur Zahlung und Erfiillung sowie der Zahlweise der Versicherungsbeitrage
finden Sie- im Anftrag, dem _Versicherungsschein und -den Versicherungsbedingungen,
insbesondere Punkt 3 AT. Eine erteilte Einzugsermachtigung gilt auch fiir Ersatzvertrage.

Bei Zahlungsverzug betragen die Kosten 15 EUR je Mahnung.

Bevoliméchtigung

Die R+V Aligemeine Versicherung AG .ist bevollméachtigt, die Beitragsforderungen der
KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG im eigenen Namen geltend zu machen und die Beitréage
einzuzishen. Die Vollmacht erstreckt sich ferner auf alle rechtsverbindlichen Erklarungen wie z. B.
die Befugnis zur Vertragskiindigung, zum Riicktritt vom Vertrag und zur Geltendmachung einer
Geschaftsgebiihr,
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Zustandekommen des Vertrags

Vor Abgabe lhres Antrags erhalten Sie mit diesen Verbraucherinformationen die Allgemeinen,
Besonderen und Speziellen Versicherungsbedingungen und gegebenenfalls sonstige
vertragsrelevante informationen, sofern Sie hierauf nicht ausdricklich verzichten.

Die Aufnahme |hres Anfrags stellt lhr Angebot zum Abschluss eines oder mehrerer

Versicherungsvertrage dar. Den Versicherungsschein (Police) erhalten Sie per Post. Mit Zugang
der Police ist der Versicherungsverirag geschlossen, sofern Sie thr Widerrufsrecht nicht ausiiben.

Beginn der Versicherung

Den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte dem
Versicherungsschein. Bitte beachten Sie, dass der Beginn des Versicherungsschutzes abhéngig
von der rechtzeitigen Zahlung des Beitrags ist (Punkt 3.3 AT). '

Soweit nichts anderes vereinbart ist, besteht in der Elementarschaden- und der
BetriebsschlieBungsversicherung Versicherungsschutz erst nach Ablauf von 14 Tagen nach
Versicherungsbeginn. Diese Regelung entfallt, soweit Versicherungsschutz bereits lber sinen
anderen Vertrag bestanden hat und ohne zsitliche Unterbrechung durch den vorliegenden Antrag
fortgesetzt wird.

Ist dem Antragsteller bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so besteht hierfiir
kein Versicherungsschutz.

Vorlaufige Deckungszusage

Die Deckungszusage gilt bis zur Einlésung des Versicherungsscheins/Nachtrags, langstens bis 3
Monate nach Antragsunterschrift. Sie erlischt rickwirkend, auch wenn der Versicherungsfall
bereits eingetreten ist, falls der im Versicherungsschein/Nachtrag genannte Erstbetrag nicht
innerhalb von 8 Tagen gezahit wird. Kommt der endgliltige Versicherungsvertrag nicht zustande,
hat der Versicherer Anspruch auf einen angemessenen Beitragsanteil.

Aufgrund zwingender gesetzlicher Vorgaben kdnnen einzelne Versicherungsvertrage

abweichende  Regelungen  enthalten (sishe z.B. "Besondere Hinweise  zur
Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung”).

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie kdnnen lhre Vertragserklarung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Griinden in
Textform (z. B. Brief, Teletax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, wenn lhnen der
Versicherungsschein, die Veriragsbestimmungen einschlieBlich aller fiir den Vertrag
maBgeblichen Versicherungsbedingungen sowie diese Versicherungsinformation nach § 1
VVG-InfoV und diese Belehrung zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist geniigt
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an die im Deckblatt des Versicherungsscheins genannte Adresse

oder an die R+V Allgemeine Versicherung, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, Telefax:
0611 533-4500, E-Mail: ruv@ruv.de.
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Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet lhr Versicherungsschutz und wir erstatten lhnen
den Teil lhres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfillt.

Den Teil lhres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfillt, konnen wir
einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der
Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der
Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, erstatten wir Ihnen lhren
gesamten Beitrag.

Beitrége erstatten wir Ihnen unverziiglich, spéitestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf lhren
ausdriicklichen Wunsch volisténdig erfiilit wurde, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeiibt
haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so lauft Ihr urspriinglicher Versicherungsvertrag
weiter.MDas Widerrufsrecht besteht nicht bei Vertrigen mit einer Laufzeit von weniger als
einem Monat.

Laufzeit des Vertrags

Die Laufzeit des Vertrags entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw. dem Versicherungsschein sowie
den Verléangerungsbestimmungen in den Versicherungsbedingungen (Punkt 2.2 AT).

Kiindigungsrecht

Die Bestimmungen zu lhrem Kiindigungsrecht finden Sie in den Versicherungsbedingungen,
(Punkt 2.2 AT). Weitere Kiindigungsméglichkeiten entnehmen Sie bitte den besonderen
Versicherungsbedingungen, die den einzelnen Vertréigen zu Grunde liegen.

Anwendbares Recht, Sprache

Auf den Versicherungsvertrag findet ausschlieBlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland
Anwendung (Punkt 9 AT). Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden in
deutscher Sprache mitgeteilt, die Kommunikation wahrend der Laufzeit wird in deutscher Sprache
gefiihrt. '

AuBergerichtliche Beschwerdestelle

Bei Beschwerden kénnen Sie als Verbraucher in den Falien, die nicht Ihrer gewerblichen oder
selbstindigen . Tatigkeit zuzurechnen sind, das auBergerichtiche Beschwerde- und
Rechtsbehelfsverfahren bei dem Verein Versicherungsombudsmann e. V. in Anspruch nehmen.
Wir sind Mitglied des Versicherungsombudsmann e.V. bzw. des Ombudsmann Private Kranken-
und Pflhegeversicherung und haben uns verpfiichtet, an diesen Streitbeilegungsverfahren
teilzunehmen.

Anschrift lautet: Versichsrungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Das Verfahren ist fiir Sie kostenfrei. Entscheidungen des Ombudsmanns bis zum
Beschwerdewert von 10.000 EUR sind fiir uns bindend. _
Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.versicherungsombudsmann.de.

Unabhéangig von der Inanspruchnahme einer auBergerichtlichen Beschwerdestelle besteht fiir Sie
weiterhin die Méglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten.
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Beschwerde bei der Aufsichtbehdrde

Sie kénnen sich mit einer Beschwerde auch an die Bundesanstalt fir
Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Die Anschrift lautet: Graurheindorfer StraBe 108, 53117
Bonn.

Besondere Hinweise zur Haftpflichtversicherung

Sie kénnen z. B. vor Ablauf bei einer Beitragsangleichung, bei einer Zahlung im Schadenfall oder
bei VerauBerung des versicherten Unternehmens kiindigen. Einzelheiten hierzu entnehmen Sie
bitten den Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung (Punkte 10 bis 13 AHB).

Besondere Hinweise zur Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung

Kiindigungsrecht

Nihere - Informationen zu den Méglichkeiten einer Kindigung sowie der Form und den
einzuhaltenden Fristen finden Sie in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen unter
Punkt 6, 7 und 9 sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 19 ff. und §§ 33 ff.).

Beitragsregulierung (Anderung der Beitragsbemessungsgrundlagen)

Auf Basis der dem Versicherer gemeldeten Daten (sishe AT 4) wird der Versicherungsbeitrag flr
die laufende Versicherungsperiode neu festgesetzt. Der sich daraus ergebende endgiiltige
Beitrag gilt zugleich als vorlaufiger Beitrag fiir das kommende Versicherungsjahr (sieshe 5.2.2).

Vorlidufige Deckungszusage

Dient die Bestatigung vorlaufigen Versicherungsschutzes der Zulassung oder Bestellung eines
Berufstrigers oder der Anerkennung einer Berufsirigergeselischaft, wird die vorlaufige
Deckungszusage zu dem vereinbarten Zeitpunkt, friihestens aber mit Aushandigung der
Zulassungs-, Bestellungs- oder Anerkennungsurkunde oder der Eintragung in das
Partnerschaftsregister wirksam.

Nahere Informationen zum Ende des Versicherungsschutzes, speziellen Anzeigepflichten und
dem Versicherungsbeitrag finden Sie in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen
sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 49 ff.).

Einzelfall- / Objektversicherung , .

Gewahrt der Versicherer flr ein im Versichsrungsschein und seinen Nachtragen konkret
bezeichnetes Verfahren Versicherungsschutz, entspricht der erste Jahresbeitrag zugleich dem
Betrag, welcher unabhéangig von der Laufzeit des Vertrages mindestens zu entrichten ist. Bei einer
mehrfachen Versicherung bildet die héchste Versicherungssumme zugleich den Betrag der
insgesamt zu erbringenden Leistung (Kumulsperre). Einzelheiten entnehmen Sie bitte den
vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen.

Besondere Hinweise zur D&0O-Versicherung

Kiindigungsrecht

Nahere Informationen zu den Mbglichkeiten einer Kiindigung sowie der Form und den
einzuhaltenden Fristen finden Sie in den Versicherungsbedingungen zur D&O-Versicherung unter
Punkt 3.3 ULLA sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 19 ff. und §§ 33 ff.).

Beitragsregulierung (Anderung der Beitragsbemessungsgrundlagen) :

Auf Basis der dem Versicherer gemeldeten Daten (siehe AT 4) wird der Versicherungsbeitrag fiir
die laufende Versicherungsperiode neu festgesetzt. Der sich daraus ergebende endgiiltige
Beitrag gilt zugleich als vorlaufiger Beitrag fir das kommende Versicherungsjahr (sieche ULLA 10).
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Auszug aus der Insolvenzordnung

§ 16 Eréffnungsgrund _

Die Eréffnung des Insolvenzverfahrens setzt voraus, dass ein Eréffnungsgrund gegeben ist.
§ 17 Zahlungsunfihigkeit

(1) Allgemeiner Erdffnungsgrund ist die Zahlungsunfahigksit.

(2) Der Schuldner ist zahlungsunfahig, wenn er nicht in der Lage ist, die falligen
~ Zahlungspflichten zu erfillen. Zahlungsunfahigkeit ist in der Regel anzunehmen, wenn der
Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat.

§ 18 Drohende Zahlungsunfahigkeit

(1) Beantragt der Schuldner die Eréffnung des Insolvenzverfahrens, so ist auch die drohende
Zahlungsunfahigkeit Eréffnungsgrund.

(2) Der Schuldner droht zahlungsunfahig zu werden, wenn er voraussichtlich nicht in der Lage
sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Falligkeit zu erfillen.

(8) Wird bei einer juristischen Person oder einer Gesslischaft ohne Rechtspersénlichkeit der
Antrag nicht von allen Mitgliedern -des Vertretungsorgans, allen persénlich haftenden
Gesellschaftern oder allen Abwicklern gestellt, so ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn der
oder die Antragsteller zur Vertretung der juristischen Person oder der Geselischaft berechtigt
sind.

"§ 19 Uberschuldung
(1) Bei einer juristischen Person ist auch die Uberschuldung Eréffnungsgrund.

(2) Uberschuldung liegt- vor,. wenn das Vermégen des Schuldners die bestehenden
Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Forifilhrung des Unternehmens ist nach
den Umstanden (iberwiegend wahrscheinlich. Forderungen auf Riickgewahr wvon
Gesellschafterdarlehen oder aus Rechtshandlungen, die einem solchen Darlehen
wirtschaftlich entsprechen, fiir die gemafi § 39 Abs. 2 zwischen Glaubiger und Schuldner der
Nachrang im Insolvenzverfahren hinter den in §39 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten
Forderungen vereinbart worden ist, sind nicht bei den Verbindiichkeiten nach Satz 1 zu
bericksichtigen.

(8) Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersénlichkeit kein persénlich haftender Gesellschafter
eine natiirliche Person, so gelten die Absatze 1 und 2 entsprechend. Dies gilt nicht, wenn zu
den persdnlich haftenden Gesellschaftern eine andere Gesellschaft gehért, bei der ein
personlich haftender Gesellschafter eine natiirliche Person ist.

Besondere Hinweise zur Rechtsschutzversicherung

Bei einer Beitragsanpassung, einer Beitragserhéhung um mehr als 10 Prozent wegen einer
Gefahrerhéhung oder einer unberechtigten Ablehnung des Versicherungsschutzes kénnen Sie
die Rechtsschutzversicherung vor Ablauf kiindigen. Ferner kinnen Sie oder wir den Vertrag auch
vorzeitig kiindigen, wenn wir innerhalb von 12 Monaten fiir mindestens zwei Rechtsschutzfalle die
Leistungspflicht bejaht haben. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Versicherungsbedingungen
zur Rechtsschutzversicherung (FRB).

Seite 14 von 41



00008774

20030603300004157 0026 0039

DIE VERSICHERUNG
K 0P 1IE m-v MIT DEM PLUS.

Verbraucher-Info
01.04.2019 ' Seite 7

Die Schadenregulierung erfolgt durch unsere Tochtergesellschaft R+V
Rechtsschutz-Schadenregulierungs-GmbH, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden. Diese ist
bevolimachtigt, im Rahmen der ihr (ibertragenen Rechtsgeschiafte die R+V Alilgemeine
Versicherung AG gerichtlich und auBergerichtlich zu vertreten.
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Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht und zu Obliegenheiten

1. Hinweis zu den Rechtsfolgen bei Verletzung der vorvertraglichen
Anzeigepflicht (§ 19 Absatz 5 VVG)

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe lhrer Vertragserklarung verpflichtet, alle |hnen bekanntsn
gefahrerheblichen Umsténde, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemag und
vollstandig anzuzeigen. Wenn wir nach lthrer Vertragserkldrung, aber vor Vertragsannahme in
Text;Iorw nach gefahrerheblichen Umsténden fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet. -

Welche Folgen kdnnen eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

Riicktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, kénnen wir vom Vertrag zuriickireten. Dies gilt
nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlassigkeit vorliegt. Bei grob
fahrlasmger Verletzung der Anzelgepﬂlcht haben wir kein Riicktrittsrecht, wenn wir den Vertrag
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hétten.

Im Fall des Riickfritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklaren wir den Rickiritt nach Eintritt
des Versicherungsfalls, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass
der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

- weder fiir den Eintritt oder die Feststelluﬁg des Versicherungsfalls
= hoch fir die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

ursachlich war. Unsere Leistungspflicht entfallt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig
verletzt haben. -

Bei einem Riicktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der
Rucktrittserklarung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

Kiindigung

Kénnen wir nicht vom Verirag zuriickireten, weil Sie die vorveriragliche Anzeigepflicht einfach
fahriassig oder schuldlos verletzt haben, kénnen wir den Vertrag unter Einhaltung seiner Frist von
einem Monat kiindigen.

Unser Kiindigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umsténde, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten.

Vertragsanderung

Kénnen wir nicht zuriickireten oder kiindigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Gefahrumstande, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten, werden
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzelgepﬂlcht
fahrléssig verletzt, werden die anderen Bedingungen riickwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzelgepfhcht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden
Versicherungsperiode Vertragsbestandtell

Seite 16 von 41



00008775

ﬁﬂ

20030603300004157 0027 0039

DIE VERSICHERUNG
K OP IE RW MIT DEM PLUS.

Hinweis Anzeigepflicht/Obliegenheiten
01.07.2009 Seite 2

Erhdht sich durch die Vertragsanderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schlieBen wir
die Gefahrabsicherung fiir den nicht angezeigten Umstand aus, kénnen Sie den Vertrag innerhalb
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung iiber die Vertragsénderung fristios kiindigen. Auf
dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

Ausiibung unserer Rechte

Wir kénnen unsere Rechte zum Rickiritt, zur Kiindigung oder Vertragsénderung nur innerhalb
eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begriindet, Kenntnis
erlangen. Bei der Ausiibung unserer Rechte haben wir die Umstande anzugeben, auf die wir
unsere Erklarung stiitzen. Zur Begriindung kénnen wir nachtraglich weitere Umsténde angeben,
wenn flr diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

Wir kénnen uns auf die Rechte zum Riicktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsanderung nicht
berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.

Unsere Rechte zum Rickiritt, zur Kiindigung und zur Vertragsanderung erléschen mit Ablauf von
finf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht fiir Versicherungsfélle, die vor Ablauf dieser Frist
eingetreten sind. Die Frist betragt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsatziich oder
arglistig verletzt haben.

Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person vertreten, so sind
beziiglich der Anzeigepflicht, des Ricktritts, der Kiindigung, der Vertragsanderung und der
Ausschlussfrist flr die Austibung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als
auch lhre eigene Kenntnis und Arglist zu berticksichtigen. Sie kénnen sich darauf, dass die
Anzeigepflicht nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur Last falit.

2. Hinweis iiber die Folgen bei Verletzungen von Obliegenheiten nach

dem Versicherungsfall (§ 28 Absatz 4 VVG)

Auskunits- und Aufklarungsobliegenheiten

Aufgrund der mit lhnen getroffenen Versinbarungen konnen wir von lhnen nach Eintritt des
Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des
Versicherungsfalls oder des Umfangs unserer Leistungspflicht erforderlich st
(Auskunftsobliegenheit), und uns die sachgerechte Priifung unserer Leistungspflicht insoweit
ermdglichen, als Sie uns alle Angaben machen, die zur Aufklarung des Tatbestands dienlich sind
(Aufklarungsobliegenheit). Wir kénnen ebenfalls verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfiigung
stellen, soweit es [hnen zugemutet werden kann.

Leistungsfreiheit

Machen Sie entgegen der Veresinbarungen vorsatzlich keine oder nicht wahrheitsgemaBe
Angaben oder stellen Sie uns vorsatzlich die verlangten Belege nicht zur Verfligung, verlieren sie
lhren Anspruch auf die Versicherungsleistung. VerstoBen Sie grob fahrlassig gegen diese
Obliegenheiten, verlieren Sie lhren Anspruch zwar nicht volistandig, aber wir kénnen unsere
Leistung im Verhaltnis zur Schwere lhres Verschuldens kiirzen. Eine Kiirzung erfolgt nicht , wenn
Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrassig verletzt haben.
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Trotz Verletzung |hrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklarung oder zur Beschaffung von:
Belegen bleiben- wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie nachweisen, dass die
vorsatzliche oder grob fahrlassige Obliegenhsitsverletzung weder fiir die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fiir die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursachlich
war. -

Verletzen Sie die Obliégenheit zur Auskunft, zur Aufklarung oder zur Beschaffung von Belegen
arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Leistung frei.

Hinweis: ] .

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht thnen, sondern einem Dritten zusteht, ist auch
dieser zur Auskunft, zur Aufklarung und zur Beschaffung von Belegen verpfiichtet.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

R+V Versicherungsgruppe - Raiffeisenplatz 1 - 65189 Wiesbaden
Stand Januar 2018

1. Wozu dient dieses Merkblatt?

Mit diesem Merkblatt informieren wir Sie umfassend iiber die Verarbeitung lhrer personenbszogenen
Daten. Diese nutzen wir nur, soweit wir dazu gesetzlich berechtigt oder verpflichtet sind.

Die deutsche Versicherungswirtschaft hat sich in den Verhaltensregeln der deutschen
Versicherungswirtschaft verpflichtst, nicht nur die datenschutzrelevanten Gesetze streng einzuhalten,
sondern auch durch weitere Mainahmen den Datenschutz zu férdern. Erlauterungen dazu finden Sie in
den Verhaltensregeln im Internet: www.code-of-conduct.ruv.de ‘

Dort finden Sie auch die Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe, die diesen Verhaltensregeln zum

01.01.2014 beigetreten sind. Auf Wunsch schicken wir lhnen die Verhaltensregeln gerne per Post. Bitte
wenden Sie sich daflr an unseren Datenschutzbeauftragten.

2. Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten

Wenn Sie datenschutzrechtliche Fragen haben, wenden Sie sich bitte an den Datenschutzbeauftragten der
R+V Versicherungsgruppe:

Dr. Roland WeiB

Raiffeisenplatz 1-

65189 Wiesbaden

E-Mait: datenschutz@ruv.de

Wenn Sie allgemeine Fragen zu lhrem Vertrag haben, nutzen Sie bitte die allgemeinen Kontaktkanile.
Informationen dariiber finden Sie im Internet: www.ruv.de

3. Wie und wann verwenden wir lhre personenbezogenen Daten?

Wir bendtigen lhre personenbezogenen Daten, um das zu versichernde Risiko vor einem
Vertragsabschluss einschétzen zu kénnen und das Vertragsverhéitnis durchzufihren, z. B. im Schadens-
ader Leistungsfall.

Dariliber hinaus verarbeiten wir thre Daten im rechtlich zulassigen Rahmen zum Zwecke der Werbung oder
der Markt- oder Meinungsforschung. Dieser Nutzung kénnen Sie jederzsit formlos mit Wirkung flir die
Zukunft widersprechen. Werbewiderspriiche kénnen Sie z. B. per E-Mail an ruv@ruv.de schicken.

lhre Daten verarbeiten wir im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben gegebenenfalls auch zu
Zwecken, die nicht direkt mit lhrem Vertrag zusammenhangen.

Beispielsweise kann dies der Fall sein, um

- zuléssige regulatorische oder aufsichtsrechtliche Anforderungen zu erfiillen. So unterliegen wir mit
unserer Haupttatigkeit einigen spezialgesstzlichen Vorschriften, in deren Rahmen Ihre
personenbezogenen Daten verarbeitet werden: z. B. Bekampfung der Geldwasche, gesetzliche
Meldepflichten an staatliche Stellen, Solvency Il etc.

- Verfahren elektronischer Datenverarbeitung zu priifen und zu optimieren

- unternehmensintern und rechtlich zuldssig unternehmensibergreifend verwendete Daten
zusammenzustellen '

- Tarifkalkulationen zu erstelien und internes Controlling durchzufithren

- rechtliche Anspriiche geltend zu machen und zur Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten

Grundsatzlich bitten wir Sie, uns nur Daten mitzuteilen, die fiir den jeweiligen Zweck (z. B.
Vertragsbegriindung, Leistungs- oder Schadenbearbseitung) notwendig oder gesetzlich vorgeschrieben sind
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(z. B. wegen Vorgaben aus dem Geldwéaschegesetz, Vorgaben aus dem Steuerrscht). Wenn wir Sie bitten,
uns Daten freiwillig mitzuteilen, machen wir Sie darauf besonders aufmerksam. Falls es eins vertragliche
oder gesetzliche Pflicht zur Mitteilung der Daten gibt und Sie dies verweigern, kann daraus folgen, dass wir
den Vertrag nicht schlieBen kénnen oder nicht zur Leistung verpflichtet sind.

4. Rechtsgrundlagen

In vielen Fallen ist die Datenverarbeitung gesetzlich zuléssig, weil sie fiir das Vertragsverhiltnis
erforderlich ist. Das gilt vor allem fiir das Prifen der Antragsunterlagen, das Abwickeln des Verirags und um
Schaden und Leistungen zu bearbeiten.

In bestimmten Fallen ist eine Datenverarbeitung nur zulassig, wenn Sie dazu ausdriicklich einwilligen.

Beispiele:

- Gesundheitsdaten, die wir in der Lebens-, Kranken- oder Unfallversicherung verarbeiten.

- In einigen Fallen verarbeiten wir lhre Daten zu Werbezwecken nur, wenn Sie hisrzu ausdriicklich
-eingewilligt haben.

Um diese Einwilligung bitten wir Sie gesondert

In anderen Fallen verarbeiten wir Ihre Daten auf Grund einer allgemeinen Interessenabwégung, d. h. wir
wagen unsere mit den jeweiligen Interessen des Betroffenen ab. Ein Beispiel: Wenn wir wegen einer
Prozessoptimierung Daten an spezialisierte Dienstlsister tibermitteln und diese eigenverantwortlich
arbeiten, schlieBen wir mit diesen Dienstleistern Vertrage. Diese stellen sicher, dass die Dienstleister ein
angemessenes Datenschutzniveau einhalten.

5. Herkunft und Kategorien personenbezogener Daten

Grundsatzlich erheben wir personenbezogenen Daten direkt beim Betroffenen.
In bestimmten Fallen kann es jedoch sein, dass wir personenbezogene Daten von Dritten erhalten.

Beispiele:

- Bei Postriicklaufern fiihren spezialisierte Dienstleister eine Adressrecherche durch, um aktuelle
Anschriftdaten zu ermitteln.

- Daten zu Mitversicherten bzw. versicherten Personen erhalten wir . lber unseren
Versicherungsnehmer, falls wir die Daten nicht direkt bei diesen Personen erheben kénnen.

- Wir erheben z. B. den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum. Die erforderlichen Daten fiir den
Leistungsfall erheben wir direkt beim Betroffenen.

- Daten zu Bezugsberechtigten oder Begiinstigten erhalten wir von unserem Versicherungsnehmer,
2. l?( den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum, um den Betroffensen im Leistungsfall kontaktieren
zu kénnen.

- Bei der Kfz- Versu:herung erhalten wir die Daten eines abweichenden Halters von unserem
Versicherungsnehmer, z. B. den Namen, die Kontakidaten, Daten zum Fahrzeug und das
Geburtsdatum.

- Daten zu Sicherungsgebern, Kreditgebern, Leasinggebern, Biirgschafts- bzw. Garantieglaubigern
und Forderungsinhabern erhalten wir unter Umstanden von unserem Versicherungshehmer.
Umgekehrt kann es sein, dass wir von jenen Daten zum Versicherungsnehmer erhalten, insbesondere
Kontaktdaten und Angaben zum betroffenen Risiko. :

- Bei einer Warenkreditversicherung erhalten wir Daten zu Risikokunden ~ von unserem
Versicherungsnehmer, z. B. Kontaktdaten und weitere Angaben des Risikakunden.

- Daten zu Zeugen erhalten wir von unserem Versicherungsnehmer oder betsiligten Dritten, z. B.

Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehérden. So erhalten wir den Namen, die Kontaktdaten und die

jeweiligen Informationen zum Sachverhalt.

Bei Bonitdtsauskiinften erhalten wir Bonitatsinformationen von spezialisierten Auskunfteien. Nahere

Informationen dazu finden Sie unter Punkt 11.
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6. An wen iibermitteln wir lhre Daten?

Im Rahmen des Vertrags kann es zu einer Dateniibermittlung an Dritte kommen:

a) Riickversicherer

Wir geben in bestimmten Fallen, z. B. bei einem hohen finanziellen Ausfallrisiko, einen Teil der durch den
Vertrag Ubernommenen Risiken an Riickversicherer weiter. Hier kann es notwendig sein, dem
Riickversicherer entsprechende versicherungstechnische Angaben mitzuteilen.

Die. Dateniibermittlung an Riickversicherer erfolgt im Rahmen einer allgemeinen Interessenabwagung.
Wenn es erforderlich ist, gesundheitsbezogene Informationen an Riickversicherer zu (ibermitteln, holen wir
Ihre gesonderts Einwilligung ein.

b) Versicherungsvermittler

Betreut Sie bei lhren Versicherungsgeschaften ein Vermittler, teilen wir ihm allgemeine Antrags-, Vertrags-
und Leistungsdaten mit, die er zum Beraten und Betreuen braucht. Wenn Sie nach Vertragsabschluss nicht
mehr vom urspriinglichen Vermittler betreut werden wollen, kénnen' Sie Ihr Widerrufsrecht nutzen. Dieses
besteht auch, wenn der Vermittler aus anderen Grinden wechselt, z. B. wenn er seine Tatigkeit einstellt.
Wir kénnen lhnen dann einen neuen Vermittler anbieten, der Sie betreut.

Daten .an den Versicherungsvermittier Ubermitteln wir grundsatzlich im Rahmen einer allgemeinen
Interessenabwagung oder auf gesetzlicher Grundlage.

Wenn es erforderlich ist, dem Vermittler gesundheitsbezogene Informationen mitzuteilen, holen wir lhre
gesonderte Einwilligung ein.

c) Dateniibermittiung an andere Versicherer

Sie sind verpflichtet, Fragen im Versicherungsantrag vollstandig und wahrheitsgemaB zu beantworten. In
bestimmten Fallen prifen wir Ihre Angaben bei Ihrem Vorversicherer. Bei der Risikopriifung kann es
beispielsweise zum Uberpriifen von Schadenfreiheitsrabatten, insbesondere der Schadenfreiheitsklassen in
der Kiz-Haftpflichtversicherung und Vollkaskoversicherung, und zur Erganzung oder Verifizierung der
Angaben der Antragsteller oder Versicherten notwendig sein, Informationen mit einem Vorversicherer
auszutauschen. Gleiches gilt, wenn wir lhre Daten an einen Nachversicherer weitergeben.

Auch beim Ubertragen von Anspriichen auf Altersvorsorge bei Anbieter- oder Arbsitgeberwechse! oder von
Altersriickstellungen in der Krankenversicherung auf den neuen Versicherer kann ein Datenaustausch
zwischen Vorversicherer und nachfolgendem Versicherer notwendig sein.

AuBerdem missen in bestimmten Fallen, z. B. Mehrfachversicherungen, gesetzlichem
Forderungsiibergang und bei Teilungsabkommen, personenbezogene Daten unter den Versicherern
ausgetauscht werden. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift,
Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, oder Angaben zum Schaden, wie
Schadenhéhe und Schadentag. Den Datenaustausch dokumentieren wir.

Beim gemeinsamen Absichern von Risiken kénnen bei der Risikopriifung und Schadenbearbeitung Daten
mit den beteiligten Versicherermn ausgetauscht werden.

Auch dann erfolgt die Datenibermittiung an andere Versicherer grundsatzlich im Rahmen einer
allgemeinen Interessenabwégung und in einigen Fallen auf Grundlage einer Einwilligung, die wir gesondert
von lhnen sinholen. :

d) Zentrale Hinweissysteme

Wahrend wir einen Antrag oder Schaden priifen, kann es zur Risikobeurtsilung, weiteren Aufklarung des
Sachverhalts oder Verhinderung von Versicherungsmissbrauch notwendig sein, Anfragen an den
zustandigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder entsprechende Anfragen anderer
Versicherer zu beantworten. Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und
Leistungsfalleinschétzung das Hinweis- und Informationssystem (HIS), das die informa HIS GmbH betreibt.
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-his.de.

Die Meldung in das HIS und seine Nutzung erfolgen nur zu Zwecken, die mit dem System verfolgt werden
dirfen, also nur wenn bestimmte Voraussetzungen erfiillt sind. In diesen Fallen erfolgt die
Datenlbermittlung auf Grundlage einer allgemeinen Interessenabwzgung. Nicht alle Unternehmen der R+V
Versicherungsgruppe nehmen am HIS teil.
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Schaden

An das HIS melden wir und andere Versicherungsunternehmen erhéhte Risiken und Auffalligkeiten, die auf
Versicherungsbetrug hindeuten kénnten und daher naher geprift werden miissen. Die Meldung ist bei
Antragstellung oder im Schadensfall méglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kifz,
betreffen. Eine Meldung zur Person ist moglich, wenn ungewoéhnlich oft Schaden gemeldet werden oder
z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer miissen
im Schadensfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschaden hatte oder schon
einmal als gestohlen gemeldet wurde. Deshalb melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen
Totadlschaden erlitten haben, gestohlen wurden oder wenn Schaden ohne Reparatumachweis abgerechnet
wurden.

immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewdhnlich hohe Schadenhaufigkeit feststellen. Sollten
wir Sie, Ihre Immobilie oder |hr Fahrzeug an das HIS melden, informieren wir Sie dariiber.

Bei der Prifung lhres Antrags auf Abschluss eines Vertrags oder Regulierung eines Schadens richten wir
Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und speichern die Ergebnisse. Im Schadensfall
kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den
Versicherern zu erfragen, die Daten an das HIS gemeldet haben. Auch diese Ergebnisse speichern wir,
wenn sie fir die Priifung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch sein, dass wir Anfragen
anderer Versicherer in einem spateren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft {ber lhren
Schadensfall geben miissen. ‘

Rechtsschutz

An das HIS melden wir und Versicherungsunternehmen erhéhte Risiken, z. B. Vertrage mit ungewdhnlich
haufig gemeldeten Rechtsschutzfallen. Sollten wir Sie an das HIS melden, benachrichtigen wir Sie dariiber.
Bei der Priifung lhres Antrags auf Abschluss eines Vertrags richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das
HIS und speichern die Ergebnisse. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoerhdhende Besonderheiten, kann
es sein, dass wir von lhnen zusatzliche Informationen zum konkreten Meldegrund benétigen. -

Soweit es zur Sachverhaltsaufklarung erforderlich ist, kénnen im Leistungsfall Daten zwischen dem in das
HIS meldenden und dem abrufenden Versicherungsunternehmen -ausgetauscht werden. Der
Datenaustausch wird dokumentiert. Die Betroffenen werden {ber den Austausch informiert, wenn er nicht
zum Aufklaren von Widerspriichlichkeiten erfolgt. -

e) Kfz-Zulassungsstelle _

Beim Abschluss einer Kfz-Versicherung sowie bei allen  sonstigen versicherungsrelevanten
Zulassungsvorgangen (z. B. Ab- oder Ummeldung, Wohnortwechsel, Versichersrwechsel) ist s gesetzlich
erforderlich, personenbezogene Daten mit der Kfz-Zulassungsstelle auszutauschen. Dies ist z. B. der Fall,
wenn Sie eine von uns erteilte elektronische Versicherungsbestatigung (eVB) bei der Kfz-Zulassungsstelle
vorlegen, um ein Kfz zuzulassen. ’

f) Auftragnehmer und Dienstleister
Im Internet kdnnen Sie unter www.code-of-conduct.ruv.de Listen der Aufiragnehmer und Dienstisister
abrufen, zu denen dauerhafte Geschéaftsbezishungen bestehen.

Auf Wunsch schicken wir lhnen geme einen Ausdruck per Post. Bitte wenden Sie sich dafiir an unseren
Datenschutzbeauftragten.

Wenn wir an Dienstleister nicht lediglich streng weisungsgebundene "Hilfsfunktionen” ausgelagern, sondemn
Dienstleister weitergehende Tatigkeiten eigenstandig erbringen, liegt datenschutzrechtlich eine sogenannte
Funktionsibertragung vor. Typische Beispiele hierfir sind Sachverstandige, Wirtschaftspriifer oder
medizinische Dienstleister. '

Wenn Sie geltend machen kénnen, dass wegen lhrer persénlichen Situation lhr schutzwiirdiges Interesse
das Interesse des (ibermittelnden Versicherungsunternehmens {berwiegt, haben Sie fiir die
Datenlbermittiung bei Funktionstbertragungen ein Widerspruchsrecht.

Ein Beispiel: Bei einem zuriickliegenden Versicherungsfall hat ein Gericht rechtskréftig festgestellt, dass ein
bestimmter Sachverstandiger |hren Sachverhalt falsch begutachtet hat. In einem erneuten Schadensfall
kénnen Sie der Beauftragung desselben Sachverstandigen widersprechen, da begriindete Einwénde
gegen diesen bestehen. Dagegen reicht es nicht aus, wenn Sie ohne Angabe besonderer Griinde keine
Dateniibermitiung an Dienstleister generell oder einen bestimmten Dienstleister wiinschen.
Funktionsiibertragungen finden Sie in der oben genannten Dienstleisterliste.
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g) Zentralisierte Datenverarbeitung innerhalb der R+V Versicherungsgruppe

Innerhalb der R+V Versicherungsgruppe sind einzelne Bereiche zentralisiert, z. B. der Beitragseinzug, die
telefonische Kundenbetreuung oder die Datenverarbeitung. Daher werden Stammdaten wie Ihre
Versicherungsnummer, die Art der Vertrage oder Ihr Geburtsdatum in einer zentralen Datensammlung
gefihrt; d. h. lhre aligemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten.

So wird z. B. lhre Adresse gegebenenfalls nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verirage mit
verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschlieBen. So kann eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen schnell der zusténdige Ansprechpartner genannt werden. '

Alle an.die zentralisierte Datenverarbeitung angebundenen Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe
kénnen diese Stammdaten einsehen.

Die librigen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den vertragsfilhrenden
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Gesundheitsdaten bleiben unter ausschlieBlicher Verfligung der
jewsiligen Unternehmen.

Folgende Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe sind an die zentralisierte Datenverarbeitung
angebunden:

R+V Versicherung AG

R+V Allgemeine Versicherung AG

R+V Direktversicherung AG

R+V Gruppenpensionsfonds-Service GmbH*

R+V Krankenversicherung AG

R+V Lebensversicherung AG

R+V Lebensversicherung a.G.

R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A., Niederlassung Wiesbaden
R+V Pensionsfonds AG

R+V Pensionskasse AG

R+V Pensionsversicherung a.G.

R+V Rechtsschutz-Schadenregulierungs-GmbH*

R+V Service Center GmbH*

R+V Treuhand GmbH*

RUV Agenturberatungs GmbH*

Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft a.G.

KRAVAG-HOLDING Aktiengesellschaft

KRAVAG-ALLGEMEINE Versicherungs-AG

KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG

KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG
KRAVAG und SVG Assekuranz Vertriebs- und Bearbeitungszentrum GmbH*
KRAVAG Umweltschutz und Sicherheitstechnik GmbH (KUSS)*
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft

Condor Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft

Condor Dienstleistungs-GmbH*

R+V Dienstleistungs-GmbH*

Pension Consult Beratungsgesslischatft fiir Altersvorsorge mbH*
carexpert Kfz-Sachverstandigen GmbH*

CHEMIE Pensionsfonds AG .

compertis Beratungsgesellschaft fiir betriebliches Vorsorgemanagement mbH*
UMB Unternehmens-Managementberatungs GmbH*

* Dieses Unternehmen ist Dienstleister der Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe und kann daher
auf personenbezogene Daten zugreifen.

Die jeweils aktuelle Liste der an der zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmenden Unternehmen kénnen
Sie unter www.code-of-conduct.ruv.de abrufen. Auf Wunsch schicken wir lhnen gerne einen Ausdruck
dieser Liste per Post. Bitte wenden Sie sich dafiir an unseren Datenschutzbeaufiragten.

h) Ubergeordnete Finanzkonglomeratsunternehmen ‘

Wir lbermitteln personenbezogene Daten an die DZ BANK AG als ibergeordnetes
Finanzkonglomeratsunternehmen, wenn und soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Eine solche
Verpflichtung kann sich aus den Regeln iiber eine ordnungsgeméaBe Geschéftsorganisation ergeben, zum
Beispiel an ein angemessenes und wirksames Risikomanagement auf Konzermnebene.
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i} Leasing- und Kreditgeber

Wenn Sie im Rahmen von Leasing- oder Kreditvertragen Sachversicherungen mit R+V abschlieBen,
informieren wir den Leasing- bzw. Kreditgeber auf Anfrage dariiber, dass ein entsprechender
Versicherungsschutz besteht ‘und er im Zusammenhang mit Kiindigungen, Zahiungsverzug und
Schadensfallen als Drittberechtigter erfasst ist. .

Er erhalt auch Informationen lber Versicherungssummen und bestehende Selbstbetsiligungen, damit er
sein finanzielles Ausfallrisiko beurteilen kann.

j) Behdrden, Zentralbanken und andere Stellen mit éffentlich-rechtlichen Aufgaben

An Behérden, Zentralbanken und andere Stellen mit &ffentlich-rechtlichen Aufgaben iibermitteln wir lhre
personenbezogenen Daten, wenn wir gesetzlich oder vertraglich dazu berechtigt oder verpflichtet sind.

Eine solche Dateniibermittiung kann auf Anfrage einer Behérde erfolgen. Wir priifen dann, ob die Behérde
die Daten erhalten darf. A

In einigen Fallen sind wir gesetzlich dazu verpflichtet, lhre Daten an Behérden zu (ibermitteln, z. B.

- wegen steuerrechtlicher Vorschriften oder Verpflichtungen aus dem Kreditwesengesetz bei Meldungen
an die Deutsche Bundesbank oder.

- bei einerI gesetziich erforderlichen Berufshaftpflichtversicherung an die rechtiich festgeschrisbenen
Meldsstellen.

In allen anderen Falien holen wir von lhnen eine Einwilligung ein.
k) Mitversicherte ,
In Vertragen, bei denen es neben dem Versicherungsnehmer noch andere mitversicherte Personen gibt,

kann es zur Vertragsdurchfiihrung erforderlich sein, dass Daten der jeweils anderen Person iibermittsit
werden. Sofern lhre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese gesondert ein.

7. Dateniibermittlung in Drittstaaten auBerhalb der EU/EWR

Soweit wir personenbezogene Daten innerhalb der EU/EWR (ibermitieln, beachten wir die strengen
rechtlichen Vorgaben: :

Wenn es erforderlich ist, Gbermitteln wir lhre personenbezogenen Daten an Dienstleister in Drittstaaten
auBerhalb der EU/EWR, z. B. im Rahmen von IT-Leistungen oder an Sachverstandige. Auswahl und
vertragliche Vereinbarungen richten sich selbstverstandlich nach den gesetzlichen Regelungen.

Bei bestimmten Vertragstypen kann es vorkommen, dass wir Ihre Daten an Rtickversicherer in Drittstaaten
auBerhalb der EU/EWR Ubermitteln.

Insbesondere in den Féllen, bei denen das versicherte Risiko oder der Versicherungsnehmer sich in einem
Drittstaat befindet, kann es erforderlich sein, Daten in den Dritistaat zu Gbermittsln (z. B. Vermittler, andere
Versicherer). - .

Darliber hinaus bestshen in bestimmten Fallen gesetzliche Meldeverpflichtungen, wegen deren wir thre
Daten an Behérden und &hnliche Stellen in Drittstaaten auBerhalb der EU/EWR Gbermitteln miissen.

Auch bei Rechtsstreitigkeiten mit Auslandsbezug kann eine solche Ubermittiung notwendig sein (z. B.
Rechtsanwiélte).

Wenn im Einzelfall Ihre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese gesondert sin.

8. Wie lange speichern wir Ihre Daten?

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten fir ‘die Dauer unserer
Geschéftsbeziehung. Das kann auch die Anbahnung oder die Abwicklung eines Vertrags sein.

Dariiber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten. Diese
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch (HGB), der Abgabenordnung (AO), dem
Geldwaschegesetz - (GWG) oder der Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung
(RechVersV). Dort vorgegebene Fristen zur Aufbewahrung und Dokumentation betragen zwei bis 30 Jahre.

Die Speicherdauer richtet sich weiter nach den gesetzlichen Verjahrungsfristen, die zum Beispiel nach den

§§ 195 ff. des Blrgerlichen Gesetzbuches (BGB) bis zu 30 Jahre betragen kénnen, wobei die regelmaBige
Verjahrungsfrist drei Jahre betragt.
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Weitere Informationen zu unseren Loschfristen finden Sie im Internet unter
https://iwww.ruv.de/static-files/ruvde/downloads/datenschutz/loeschfristen.pdf

Die Liste schicken wir lhnen gerne auch per Post Bitte wenden Sie sich dafiir an unseren
Datenschutzbeaufiragten.

9. Welche Rechte haben Sie?

thre gesetzlichen Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Léschung, Einschrankung der Verarbeitung und
Datenlbertragbarkeit konnen Sie bei unserem Datenschutzbeauftragten geltend machen.

Sofern die Datenverarbeitung auf einer allgemeinen Interessenabwigung beruht, steht Ihnen ein

Widerrufsrecht gegen diese Datenverarbeitung zu, wenn sich aus lhrer persénlichen Situation Griinde
gegen eine Datenverarbeitung ergeben.

10. Informationspflicht, wenn wir Daten Dritter von lhnen erhalten

Erhalten wir von lhnen als Versicherungshehmer personenbezogene Daten von Dritten, miissen Sie das
Merkblatt zur Datenverarbeitung an diese weitergeben. Das sind z. B. Mitversicherte, versicherte Personen,
Bezugsberechtigte, Geschadigte, Zeugen, abwsichende Beitragszahler, Kredit-, Leasinggeber etc.

11. Wann holen wir Informationen zu lhrer Bonitat ein?

R+V wird im Rahmen des Antrags auf Abschluss einer Kfz-Haftpflichtversicherung lhre dazu
erforderlichen Daten (Name, Vorname, Firmenbezeichnung, Anschrift, Geburtsdatum) an die infoscore
Consumer Data GmbH, RheinstraBe 99, 76532 Baden-Baden Ubermittsin, um Informationen zu threm
bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitatsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren
unter Nutzung von Anschriftdaten zu erhalten.

Aufgrund des berechtigten Interesses holen wir eine Bonitatsauskunft bei Abschluss einer
Kfz-Haftpflichtversicherung im Hinblick auf das bei dieser Pflichtversicherung bestehende finanzielle
Ausfallrisiko (Direktanspruch des Geschadigten). Die Pflichtversicherung sowie die Eintrittspflicht ergeben
sich aus dem 1. Abschnitt Pflichtversicherungsgesetz fiir Kraftfahrzeughalter (PflVG) und aus Teil 2, Kapitel
1, Abschnitt 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG).

Bei Antragen oder Angeboten zum Abschluss einer Kautionsversicherung, einer Kreditversicherung
oder einer Versicherung gegen finanzielle Verluste, wie z. B. siner Vertrauensschadenversicherung, und
wahrend der Laufzeit eines dieser Vertrage iibermittelt R+V |hre personenbezogenen Daten (Firma, Name,
Vorname, Anschrift, Geburtsdatum) an beauftragte Auskunfteien. Dies geschieht, um Informationen zu
threm bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitatsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer
Verfahren unter Nutzung von Anschriftdaten zu erhalten. Das berechtigte Interesse an einer
Wirtschaftsauskunft besteht in diesen Fallen bei Abschluss und wahrend der Durchfiihrung dieser Vertrage
wegen des bestehenden finanziellen Ausfallrisikos der R+V Allgemeine Versicherung AG.

Unsere Partner sind:

infoscore Consumer Data GmbH, RheinstraBe 99, 76532 Baden-Baden

informa Solutions GmbH, RheinstraBe 99, 76532 Baden-Baden

SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden

Creditreform Wiesbaden Hoffmann KG, Adolfsallee 34, 65185 Wiesbaden

Birgel Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG, GasstraBe 18, 22761 Hamburg
Prof. Schumann Analyse GmbH, Weender LandstraBBe 23, 37073 Gottingen
Deutsche Bank AG, Zentrale Auskunftei, 20079 Hamburg

Bisnode Deutschland GmbH, Robert-Bosch-StraBe 11, 64293 Darmstadt
KSV1870 Information GmbH, Wagenssilgasse 7, 1120 Wien, Osterreich

Auch im Bereich der Technischen Versicherungen holen wir bei Grofrisiken Bonitatsinformationen auf
Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Nutzung von Anschriftdaten Ulber die Creditreform
Wiesbaden Hoffmann KG, Adolfsallee 34, 65185 Wiesbaden ein.
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Falls Sie Auskunft (ber lhre personenbezogenen Daten wiinschen, die die Auskunftei gespeichert hat,
wenden Sie sich bitte direkt an die beaufiragte Auskunftei.

12. Welche Rechte haben Sie bei einer automatisierten Einzelfallentscheidung?

Als Versicherer sind wir befugt, in bestimmten Fallgruppen (z. B. bei einer Entscheidung zum Abschluss
oder der Erfillung eines Vertrags oder bei seiner Entscheidung auf Grundlage verbindlicher
Entgeltregelungen "fiir Heilbshandlungen wie der GOA) lhre personenbezogenen Daten (auch lhre
Gesundhsitsdaten) einer sogenannten "automatisierten Einzelfallentscheidung” zugrunde zu legen. Dies
bedeutet, dass wir in bestimmten Fallen lhre personenbezogenen Daten im Rahmen eines Algorithmus
beriicksichtigen, der auf einem anerkannten mathematisch-statistischen Verfahren beruht.

Falls wir lhrem Antrag auf Versicherungsleistung oder von Schadenersatz vollumfénglidh oder teilwsise
nicht nachkommen sollten, haben Sie folgende Rechte:

- Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer Person durch uns als Verantwortlichen,

- Darlegung des eigenen Standpunkts und

- Recht auf Anfechtung der Entscheidung.

Uber diese Rechte informiersn wir Sie ausdriicklich, wenn wir Ihren Antrag ganz oder teilweise ablehnen
missen und keine Versicherungsleistung oder Schadenersatz gewahren kénnen.

13. Beschwerderecht

Sie haben ein Beschwerderecht bei einer zustéandigen Datenschutzaufsichtsbehdrde (Artikel 77
Datenschutzverordnung).
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Informationspflicht, wenn wir Daten Dritter von lhnen erhalten

Erhalten wir von lhnen als Versicherungsnehmer personenbezogene Daten von Dritten, miissen Sie das
Merkblatt zur Datenverarbeitung an diese weitergeben. Das sind z. B. Mitversicherte, versicherte Personen,
Bezugsberechtigte, abweichende Beitragszahler, Kredit-, Leasinggeber etc.
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Sanktionsklausel

Es besteht - unbeschadet der (brigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur, sowsit und
solange dem keine auf die Vertragsparteien " direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europaischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland
entgegenstehen.

Dies gilt auch fiir Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten

Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europaische oder deutsche
Rechtsvorschriften entgegenstehen.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen fiir die Vermdgensschaden-
Haftpflichtversicherung von Unternehmensleitern und leitenden

Angestellten - Personliche D&O (ULLA-PS) HVD102009/16

A. Aligemeiner Teil
1. Gegenstand der Versicherung

Der Versicherer gewéhrt dem Versicherungsnehmer Versicherungsschutz fir den Fall, dass er
wegen eines in seiner Funktion gemaB Ziffer 1.1. begangenen VerstoBes aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen fiir sinen Vermégensschaden von einem anderen auf Schadensersatz in
Anspruch gesnommen wird.

Versicherungsschutz besteht fiir die dem Versicherer angezeigten und im Versicherungsschein
und seinen Nachtragen bezeichneten Mandate.

1.1. Versicherte Tatigkeit

Versicherungsschutz besteht fiir Tatigkeiten des Versicherungsnehmers in seiner Funktion als
Mitglied eines geschafisfihrenden Organs (Vorstand, Geschéaftsfiihrer etc.) oder eines
Kontrollorgans (Aufsichtsrat, Beirat, Verwaltungsrat etc.) unter Einschluss der Tatigkeit als
Liquidator und Abwickler auBerhalb eines Insolvenzverfahrens. Operative Tatigkeiten stehen
strategischen Entscheidungen gleich.

Versichert ist auch die Tatigkeit als Interimsmanager - soweit der Versicherungsnehmer als
Organmitglied bestellt ist - ebenso als Generalbevollmachtigter, Prokurist, leitender Angesteliter,
sowie als Compliance-Beauftragter bzw. besonderer vom Gesetzgeber oder durch
Industriestandards vorgesehener Beauftragter zur Sicherstellung der Compliance, z.B. als
Gleichstellungs-, Arbeitsschutz-, Sicherheits-, Datenschutz-, oder Geldwaschebeauftragter.

Werden Ehegatten oder Erben oder gesetzliche Vertreter des Versicherungsnehmers fiir dessen
Pflichtverletzungen in Anspruch genommen, so erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
diese Schadenersatzanspriiche.

1.2. Versicherte Schéden

1.2.1. Vermégensschaden sind solche Schaden, die weder Personenschaden (Tétung,
Verletzung des Korpers oder Schadigung der Gesundheit von Menschen) noch Sachschéaden
(Beschadigung, Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind noch sich aus
solchen Schaden herleiten.

Versichert sind auch Schaden, die aus

- einem Personen- oder Sachschaden folgen, die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers
jedoch nicht fir diesen Personen- oder Sachschaden, sondern ausschlieBlich fir den damit im
Zusammenhang stehenden Vermdgensschaden urséchlich war;

- Personen- und Sachschéden Dritter folgen, es sich jedoch nicht um deren Ersatz, sondern um
den dem Versicherungsnehmer daraus entstehenden eigenen Schaden handelt.

1.2.2. In Erweiterung hierzu sind auch psychische Beeintrachtigungen mitversichert, soweit diese
im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bzw. vergieichbarer
auslandischer Rechtsvorschriften stehen.

2. Versicherungsfall

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der VerstoB, der Haftpflichtanspriiche eines
Dritten gegeniiber dem Versicherungsnehmer zur Folge haben kénnte.
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3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes
3.1. Vorwirts- und Riickwirtsversicherung

3.1.1. Die Vorwartsversicherung umfasst die Folgen aller vom Beginn des Versicherungsschutzes
ab (A.3.4.) bis zum Ablauf des Vertrages vorkommenden VerstéBe. -

3.1.2. Die Rickwartsversicherung bietet Versicherungsschutz fiir VerstoBe in der Vergangenheit,
welche dem Versicherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Vertragserklarung nicht bekannt waren,
es sei denn, die Vertragsparteien haben mit Riicksicht auf zeitlich frihere Versicherungen ein
Kontinuitatsdatum vereinbart (siehe Versicherungsschein). Die Rlickwartsversicherung erstreckt
sich - sofern nicht anders vereinbart - nicht auf Mandate, die bei Abgabe der Vertragserklarung
bereits beendst waren. Die Versicherungssumme der ersten Versicherungsperiode stellt zugleich
den Hdchstbetrag fiir alle in. den Zeitraum der Rickwartsversicherung und der ersten
Versicherungsperiode fallenden Pflichtverstdfe dar, sofemn nicht ausdriicklich etwas anderes
vereinbart ist (siehe Versicherungsschein). '

Als bekannter VerstoB gilt ein Vorkommnis, wenn dieses vom Versicherungsnehmer als fehlerhaft
erkannt oder ihm gegeniiber als fehlerhaft bezeichnet worden ist.

3.2. Verstof3 durch Unterlassen

Wird ein Schaden durch fahrlassige Unterlassung verursacht, gilt im Zweifel der VerstoB als an
dem Tag begangen, an welchem die versdumte Handlung spatestens hatte vorgenommen
werden miissen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

3.3. Nachmeldefrist

Hinsichtlich der Erhebung von Schadenersatzanspriichen nach Beendigung des
Versicherungsvertrages gelten keine zeitlichen Beschrankungen. Soweit keine anderweitige
Vereinbarung getroffen wird, besteht demnach fiir in den versicherten Zeitraum fallende
Pflichtverletzungen Versicherungsschutz unabhangig davon, wann der daraus resultierende
Schadenersatzanspruch erhoben wird (unbegrenzte Nachmeldefrist). Dies gilt auch im Falle eines
Wechsels des Versicherers (Unverfallbarkeit der Nachmeldefrist). Die Verpflichtung,
Inanspruchnahmen unverziiglich anzuzeigen, bleibt hisrvon unberihrt.

Kein Versicherungsschutz iiber diese Deckungserweiterung besteht fiir den Fall, dass der
Versicherungsverirag wegen Nicht- oder verspateter Zahlung des Versicherungsbeitrages
geendet hat (Ziffer 10.1 und 10.2). -

3.4. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn
der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer
A.10.1. zahit.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate
des ersten Jahresbeitrages.

3.5. Veriragsdauer
Der Vertrag ist zunachst fiir die in dem Versicherungsschein festgesetzte Zeit abgeschlossen.

Betragt die Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr, so bewirkt die Unterlassung rechtswirksamer
Kiindigung (A.3.6.) eine Verlangerung des Vertrages um jeweils ein Jahr.

3.6. Vertragsaufhebung, Kiindigung
3.6.1. Der Vertrag kann durch einseitige Erklarung (Kindigung) zu dem vereinbarten

Vertragsende aufgehoben werden. Die Erklarung ist spatestens drei Monate vor Ablauf des
Verirages gegeniiber dem Vertragspartner abzugeben.
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3.6.2. Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres gektindigt werden.

3.6.3. Das Versicherungsverhaltnis kann ferner nach Eintritt eines Versicherungsfalles (A.2.)
gekiindigt werden, wenn der Versicherer eine Zahlung geleistet oder die Leistung der falligen
Entschadigung zu Unrecht verweigert hat oder der Haftpflichtanspruch rechtshangig geworden ist.

Das Recht zur Kindigung im Versicherungsfall erlischt, wenn es nicht spatestens einen Monat,
nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsstreit durch Klageriicknahme, Anerkenntnis oder
Vergleich beigelegt oder das Urteil rechtskraftig geworden ist, ausgelbt wird.

Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, ob er mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der
laufenden Versicherungsperiode kindigt. Die Kiindigung des Versicherers wird hach einem Monat
wirksam. -

3.6.4. Die Kiindigung muss schriftlich erklart werden; sie soll durch eingeschriebenen Brief
erfolgen. MaBgeblicher Zeitpunkt ist der Zugang der Erklarung bei dem Vertragspartner.

3.6.5. Der Versicherer verzichtet im Leistungsfall auf sein Kiindigungsrecht.
4. Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

4.1. Leistungen des Versicherers

Der Versicherer Gbernimmt neben der Priifung der Haftpflichtfrage

- die Kosten fiir die gerichtiche und auBergerichtliche Abwehr unbegriindeter
Schadenersatzanspriiche

und
- die Freistsllung von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund
Gesetzes, rechiskraftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschadigung
verpflichtet und der Versicherer hierdurch gebunden ist.

Hierbei gilt folgendes: Im Falle einer gesamtschuldnerischen Haftung tibernimmt der Versicherer
die umfassende Freistellung des Versicherungsnehmers. Anspriiche des Versicherungsnehmers
in diesem Zusammenhang, insbesondere Ausgleichsanspriiche gem. § 426 BGB, gehen
automatisch auf den Versicherer iiber. Der Versicherer behalt sich vor, diese Anspriiche
durchzusetzen. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung
des Versicherers ahgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, sowsit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hatte,

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung fir den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen von
dem Schadenersatzanspruch freizustelien.

4.2. Serienschiden

Eine einmalige Leistung der Versicherungssumme kommt nur in Frage

4.2.1. bezliglich eines aus mehreren VerstdBen flieBenden einheitlichen Schadens,

4.2.2. beziiglich samtlicher Folgen eines VerstoBes. Dabei gilt mehrfaches auf glsicher oder
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitlicher VerstoB3, wenn die

betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang
stehen.
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4.3. Versicherungssumme und Jahreshéchstersatzleistung

Fir den Umfang der Leistungen des Versicherers unter Ziffer 4.1 ist die im Versicherungsschein
jeweils angegebene Versicherungssumme der Hochstbetrag fiir jeden Versicherungsfall und fiir
alle wéhrend eines Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfélle zusammen.

4.4. Selbstbeteiligung

Unbeschadet zwingender gesetzlicher Regelungen oder einer, in Ansehung kodifizierter
Grundsatze zu guter und verantwortungsvoller Unternehmensfiihrung mit dem jeweiligen
Unternehmen individual-vertraglich getroffenen Vereinbarung (z.B. im Anstellungsvertrag), hat der
Versicherungsnehmer in einem Versicherungsfall keinen Selbstbehalt zu tragen.

4.5. Leistung bei auslandischen Risiken
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro (EUR).

Werden auslandische Risiken mitversichert, gilt die Verpflichtung des Versicherers als mit dem
Zeitpunkt erflllt, in dem der Betrag bei einem inléndischen Geldinstitut angewiesen ist.

Soweit der Zahlungsort auBerhalb der Staaten, die der Europaischen Wahrungsunion angehéren,
liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfiillt, in dem der
Euro-Betrag bei einem in der Européischen Wahrungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen
ist.

5. Ortlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt - sowsit rechtlich zulassig - weltweit mit Ausnahme von Anspriichen,

- die vor dem Gericht eines Landes geltend gemacht werden, in welchem Common Law gilt;
- infolge der Verletzung des Rechtes eines Landes, in welchem Common Law gilt;

- in Zusammenhang mit einer in sinem Common-Law-Land vorgenommenen Tatigkeit.

Als Common-Law-Lander im Sinne dieser Bestimmung gelten abschlieBend, die Vereinigten
Staaten 'von Amerika, Kanada, Australien, Hongkong, Indien, Jamaika, Malaysm Neuseeland,
Singapur und Siidafrika.

6. Ausschliisse

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftpfiichtanspriiche wegen vorsatzlicher
Schadenverursachung oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss,
Vollmacht oder Weisung oder durch sonstlge wissentliche Pﬂlchtverletzung durch den
Versicherungsnehmer. .

Wird der Schaden durch eine direkt vorsatzliche Pflichtverletzung gegen auf Unternehmensebene
gesetztem Recht (Satzung, Gesellschaftsvertrag, Compliance-Richtlinie, Handlungsanweisung/
-empfehlung, efc.) verursacht, so besteht Versicherungsschutz unter der Voraussetzung, dass der
Versicherungsnehmer bei objektiver Wiirdigung aller Umstande, insbesondere auf der Grundlage
angemessener [nformation und unter Berlicksichtigung der Rechtsprechung, im Zeitpunkt seiner
Entscheidung verniinftigerweise annehmen durfte, zum Wohl des Unternehmens zu handeln.

Sofern die. vorséatzliche Schadenverursachung oder wissentliche Pflichtverletzung streitig ist,
besteht Versicherungsschutz fiir die Abwehr- und Verteidigungskosten unter der Bedingung, dass
der Vorsatz oder die wissentliche Pflichtverletzung nicht durch rechtskraftige Entscheidung,
Vergleich oder Anerkenntnis festgestellt wird. Erfolgt eine solche Feststellung, entfallt der
Versicherungsschutz riickwirkend. Der Versicherungsnehmer ist dann verpflichtet, dem
Versicherer die erbrachten Leistungen zuriickzuerstaiten.
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7. Anderweitige Versicherungen, Mehrfachversicherungen

Besteht fiir einen unter diesem Versicherungsverirag geltend gemachten Schaden auch unter
einem anderen Versicherungsvertrag Versicherungsschutz, so ist der Versicherungsnehmer
verpflichtet, den Schaden zun&chst unter dem anderwsitigen Versicherungsvertrag geltend zu
machen.

Die Leistungspflicht des Versicherers unter diesem Vertrag besteht nur, wenn und insoweit der
anderwsitige Versicherer nicht leistet.

Versicherungsschutz besteht in Ergénzung zu der Leistung des anderen Versicherers, soweit der
Versicherungsschutz unter diesem Vertrag weiter ist als unter dem anderen einschlagigen
Versicherungsvertrag (Konditionsdifferenzdeckung), anderweitig Versicherungsschutz durch
Zahlung verbraucht ist (Summenausschépfungsdeckung) oder soweit iiber den anderen Vertrag
kein Versicherungsschutz mehr besteht.

Kommt es zu einer Leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der Versicherer des
anderweitigen Versicherungsvertrages seine Leistungspflicht - gegeniiber dem
Versicherungsnehmer bestreitet, so ist dieser verpflichtet, diese Versicherungsvertrage offen zu
legen und etwaige Anspriiche aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag auf Weisung des
Versicherers durchzusetzen oder an ihn abzutreten.

Sofern der Versicherungsnehmer das durch diesen Versicherungsvertrag versicherte Risiko auch
anderweitig versichert (Doppelversicherung, Anschlussversicherung), ist dies dem Versicherer
unter Angabe des Versicherers und der Versicherungssumme unverzuglich anzuzeigen.

8. Ubertragung der Versicherungsanspriiche

Die Versicherungsanspriiche kénnen vor ihrer endgiiltigen Feststellung ohne ausdriickliche
Zustimmung des Versicherers nicht, auch nicht teilweise, auf Dritte {bertragen werden.

Sofern nicht abweichend vereinbart, bleibt die Abtretung an den geschédigten Dritten zulassig.
9. Riickgriffsanspriiche, Verzichtswirkung

9.1. Rickgriffsanspriiche des Versicherungsnehmers sowie dessen Anspriiche auf Kostenersatz,
auf Rickgabe hinterlegter und auf Rickerstattung bezahlter Betrage sowie auf Abtretung gem.
§ 255 BGB gehen in Héhe der vom Versicherer geleisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen
Uber. Der Versicherer kann die Ausstellung einer den Forderungsiibergang nachweisenden
Urkunde verlangen.

9.2. Hat ein Versicherungsnehmer auf einen Anspruch gemaB Ziffer A.9.1. oder ein zu dessen
Sicherung dienendes Recht verzichtst, bleibt der Versicherer diesem gegeniiber nur insoweit
verpflichtet, als der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verfolgung ergebnislos geblieben
wire.

10. Beitragszahlung

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthalt die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer
in der jeweils vom Gesetz bestimmten H&he zu entrichten hat.

10.1. Erst- oder Einmalbeitrag, Zahlungsverzug

10.1.1. Der erste oder einmalige Beitrag ist unverziglich nach Zugang des
Versicherungsscheines fallig, nicht aber vor dem im Versicherungsschein ausgewiesenen
Versicherungsbeginn. :

10.1.2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, ist

der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, der Versicherungsnehmer
weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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10.1.3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bsitrag nicht rechtzeitig, kann
der Versicherer schriftlich vom Vertrag zurlicktreten, solange der Beitrag nicht gezahit ist, es sei
denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10.2. Folgebeitrag, Zahlungsverzug

10.2.1. Die Folgebeitrage sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des
vereinbarten Beitragszeitraums féllig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfoigt.

10.2.2. Wird der,FoIgebéitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versicherungsnehmer ohne
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspatete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch .den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen. '

10.2.3. Der Versicherer wird den Versicherungsnehmer in Textform zur Zahlung auffordern und
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der
Zahlungsaufforderung darauf hingewiesen wurde.

10.2.4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in
Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung siner Kiindigungsfrist in Schriftform
kiindigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer A.10.2.3.
darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekiindigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb -eines
Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Fiir Versicherungsfalle, die zwischen
dem Zugang und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

10.2.5. Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausstshenden Raten des
Jahresbeitrages sofort féllig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in
Verzug gerat. Ferner kann der Versicherer fiir die Zukunft jahrliche Beitragszahlung verlangen.

10.3. Rechtzeitigkeit bei Lastschriftverfahren

10.3.1. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto versinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig,
wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder der Beitragsrechnung angegebenen
Falligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten
Einzishung nicht widerspricht. '

10.3.2. Konnte der fallige Beitrag chne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziiglich nach
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

10.3.3. Kann der fallige Bsitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugserméachtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Griinden
zu vertreten, dass der Beitrag wiedsrholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer
berechtigt, kinftig- Zahlung auBerhalb des Lastschriftverfahrens ~ zu verlangen. Der
Versicherungsnehmer ist zur Ubermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom
Versicherer in Textform hierzu aufgefordert worden ist.

10.4. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
10.4.1. Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhaltnisses vor Ablauf der

Versicherungsperiode steht dem Versicherer fiir diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil
des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.
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Dies gilt sinngemas fiir den Fall des Widerrufs.

10.4.2. Wird das Versicherungsverhéaltnis durch Riicktritt wegen Verletzung vorvertraglicher
Anzeigepflichten oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Tauschung beendet,
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Riicktritts- oder
Anfechtungserklarung zu.

10.4.3. Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des Erst- bzw. Einmalbeitrags zurtlick, kann er
eine angemessene Geschaftsgebihr verlangen.

10.5. Beitragsregulierung

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Aufforderung des Versicherers,
welche auch durch einen der Beitragsrechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung
dariiber zu machen, ob und welche Anderung in dem versicherten Risiko gegeniiber den zum
Zwecke der Beitragsbemessung gemachten Angaben eingetreten ist. -

Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen.

Auf Aufforderung des Versicherers sind die Angaben durch die Geschéftsbiicher oder sonstige
Belege nachzuweisen.

Unterlassungen oder unrichtige Angaben zum Nachteile des Versicherers berechtigen diesen,
unbeschadet weitergehender Rechts, eine Vertragsstrafe in dreifacher Hohe des festgesteliten
Beitragsunterschieds vom Versicherungsnehmer zu erheben, sofem letzterer nicht beweist, dass
die Unterlassungen oder unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu vertretendes Verschulden
gemacht worden sind.

10.6. Beitragsfestsetzung

Auf Grund des Verlangerungs-/ Regulierungsfragebogens oder sonstiger Feststellungen wird der
Beitrag fiir das kommende Versicherungsjahr festgesetzt. Dies gilt auch in Ansehung neu hinzu
kommender Mandate (A.11.4).

Beim Fortfall eines Risikos (eines Mandates, siehe Versicherungsschein) wird der etwaige
Minderbeitrag vom Eingang der Anzsige ab berechnet. .

11. Anzeigepflichten, Gefahrerhéhung, andere Obliegenheiten

11.1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserkiarung dem Versicherer alle
seine bekannten Gefahrumstande anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt
hat und die fiir den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten
Inhalt zu schlieBen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner
Vertragserklarung, aber vor Vertragsannahme, der Versicherer Fragen im Sinne des Satzes 1
stelit.

11.2. Gefahrerheblich sind die Umsténde, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers
Einfluss auszuiiben, den Vertrag liberhaupt oder mit dem vereinbarten inhalt abzuschlieBen.

11.3. Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt
dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

11.4. Der Versicherungsnehmer ist - unbeschadet Ziffer 10.6 - verpflichtet, Veranderungen
hinsichtlich der im Versicherungsschein und seinen Nachtragen bezeichneten Mandate (vgl. A.1.
und A.1.1.) dem Versicherer anzuzeigen.

Vorbehaltlich abweichender Regelungen gilt dabei folgendes:
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Im Falle von Veranderungen bei bersits versicherten Mandaten, wie z.B. bei Funktionswechseln
{Berufung in den Vorstand, Aufsichtsrat etc.), hat die Anzeige unverzugllch in allen ibrigen Fallen
(Wegfall oder Ubernahme neuer Mandate) binnen 3 Monaten nach Bestellung/Aufnahme der
Tatigkeit zu erfolgen.

Ein Unternehmenswechsel ist, auch bei Aufrechterhaltung -einer Funktion, stets als die
Ubernahme eines neuen Mandates zu werten. Entsprechendes gilt bei der Ubernahme weiterer
Mandate innerhalb eines Konzerns oder einer Unternehmensgruppe.

Fir die Dauer der Risikoprifung durch den Versicherer besteht vorab Versicherungsschutz ab
Ubernahme des Mandats (Vorsorgeversicherung) welcher riickwirkend entfallt, wenn der
Versicherer die Ubernahme des Versicherungsschutzes endgiiltig ablehnt hat.

12. Anzeige des Versmherungsfalles und sonstige Obliegenheiten nach Eintritt des
Versicherungsfalles

12.1. Anzeige des Versicherungsfalles
12.1.1. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverziglich anzuzeigen.

Wird .ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, ein selbsténdiges Beweisverfahren angeordnet oder
ergeht ein Strafbefehl oder Bescheid, der den Ersatz eines Vermdgensschadens zum
Gegenstand hat oder zur Folge haben koénnte, so hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer
unverziiglich Anzeige zu erstatten, auch wenn der Versicherungsfall selbst bereits angezeigt
wurde.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht,

Prozesskostenhilfe beantragt oder gegen diesen gerichtiich der Streit verkiindet, so ist dies
ebenfalls unverziiglich anzuzeigen. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes oder einer
einstweiligen Verfligung.

Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungsnehmer fristgemaf Widerspruch einlegen,
ohne dass es einer Weisung des Versicherers bedarf.

12.1.2. Zur Wahrung der Fristen gentigt die rechtzeitige Absendung der Anzeige.

12.1.3. Unterbleibt die rechtzeitige Anzeige, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfiichtet
(Siehe A.13.).

Dies gilt nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom Versicherungsfall rechtzeitig Kenntnis
erlangt hat.

12.2. Weitere Behandlung des Versicherungsfalles

12.2.1. Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer vollstandig und wahrheitsgemaB iiber
samtliche Umsténde des Versicherungsfalls zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und
Unterlagen auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

12.2.2. Der Versicherer bestatigt den Umfang des fiir den Versicherungsfall bestehenden
Versicherungsschutzes..

Ergreift der Versicherungsnehmer MaBnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen,
bevor der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes bestatigt hat und entstehen durch
solche MaBnahmen Kosten, tragt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Bestatigung vor
Einleitung dieser MaBnahmen zu tragen gehabt hatte.

12.2.3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beachtung der Weisungen des
Versicherers nhach Mdglichkeit fiir die Abwendung oder Minderung des Schadens zu sorgen und
alles zu tun, was zur Klarstellung des Versicherungsfalles dient, sofern ihm dabei nichts Unbilliges
zugemutet wird. Er hat den Versicherer
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- bei der Abwehr des Schadens sowie bei der Schadenermittiung und -regulierung zu
unterstiitzen,

- ausfithrliche und wahrheitsgeméBe Schadenberichte zu erstatten,
- alle Tatumstéande, welche auf den Versicherungsfall Bezug haben, mitzuteilen und

- alle nach Ansicht des Versicherers fir die Beurteilung des Versicherungsfalles erheblichen
Schriftstiicke einzusenden.

12.2.4. Den aus Anlass eines Versicherungsfalles erforderlichen Schriftwechsel hat der
Versicherungsnehmer unentgeltlich zu fithren.

12.2.5. Anspriiche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von Kosten, die der
Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entsteshung auf diesen (ber. Die fiir die
Geltendmachung der Anspriiche notwendigen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem

‘Versicherer auszuhandigen und bei dessen MaBnahmen gegen die anderen auf Verlangen

mitzuwirken. Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer
zuriickzuzahlen.

12.3. Erledigung des Versicherungsialles

Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis,
Befriedigung oder Vergleich an dem Widerstand des Versicherungsnehmers scheitert oder falls
der Versicherer seinen veriragsgeméafBen Anteil zur Befriedigung des Geschadigten zur Verfligung
stellt, hat der Versicherer fir den von der Weigerung bzw. der Zurverfiigungstellung an
entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

13. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

13.1. Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des
Versicherungsfalles zu erfiillen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis von der Obliegenhsitsverletzung fristios in Schriftform kiindigen.

Der Versicherer hat kein Kiindigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahriassigkeit beruhte.

13.2. Vorsitzliche und grob fahrlédssige Obliegenheitsverletzungen

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsatzlich verlstzt, ist der Versicherer nicht zur
Leistung verpflichtet.

Der Versicherer bleibt indes zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder auf den Versicherungsfall oder dessen Feststellung,
noch auf den Umfang der Leistungspflicht oder dessen Feststellung Einfluss gehabt hat. Dies gift
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Bei grob fahrlassiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhaltnis
zu kiirzen; die Beweislast fiir das Nichtvorliegen einer graben Fahridssigkeit trégt der
Versicherungshehmer,

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhangig davon, ob der Versicherer ein ihm nach
Ziffer A.13.1. zustehendes Kiindigungsrecht ausiibt.

13.3. Kiindigung wegen arglistiger Tduschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Tauschung anzufechten, bleibt
unbertihrt.
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14. Anzeigen, Willenserkldarungen, Anschriftenéanderung
14.1 Schrifterfordernis '

Alle fir den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklarungen sind schriftlich abzugeben, sofern
nicht ausdriicklich etwas anderes - z. B. Textform - bestmmt ist. Sie sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen
Nachtragen als zustandig bezeichnste Geschaftsstelle gerichtet werden.

14.2 Anschriftenéinderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteiit,
gengt fiir eine Willenserklarung, die dem Versicherungsnehmer gegentiber abzugeben ist, die
Abssndung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die
Erklarung gilt drei Tage nach der Absendung als zugegangen. Dies gilt entsprechend fiir den Fall
einer Namenséanderung des Versicherungsnehmers.

15. Gerichtsstand und anzuwendendes Recht

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fiir den Versicherungsvertrag
zustandigen Niederlassung.

Ist der Versicherungsnehmer eins natiirliche Person, ist auch das Gericht értlich zustindig, in
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat Fiir Klagen gegen den
Versicherungsnehmer ist dieses Gericht ausschliellich zustandig. -

Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen
Aufenthaltsort aus dem  Geltungsbersich des Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder ist
dieser im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit
fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer
hach dem Sitz des Versicherers. oder seiner fiir den Versicherungsvertrag zustindigen
Niederlassung.

Auf den Versicherungsvertrag findet ausschlieBlich deutsches Recht Anwendung. Die
Vertragssprache ist deutsch.

B. Besonderer Teil

1. Abwehr- und Kostenschutz

1.1. Verfahrenstiihrung, Anwaltswahl

Der Versicherer sorgt fiir die notwendige gerichtliche und auBergerichtliche Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers und tragt die dem Versicherungsnehmer
hierbei entstehenden Kosten. Dies gilt auch insoweit, als die Héhe des geltend gemachten
Anspruchs (Streitwert) die Versicherungssumme (ibersteigt.

Die Anwaltswahl steht dem Versicherungsnehmer zu.

Der Versicherer wahlt den Rechtsanwalt aus, wenn

- der Versicherungsnehmer dies verlangt;

- der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die alsbaldige
Beauftragung eines Rechisanwalts notwendig erscheint.

Falls der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser
vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt.

Fir die Tatigkeit des Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht verantwortlich.
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1.2. Kosten

Der Versicherer iibemimmt die gebiihrenordnungsmaBigen Kosten und - nach Abstimmung -
dariiber hinausgehende Kosten im Rahmen von Honorarvereinbarungen.

Kosten sind Anwalts-, Sachverstandigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur
Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie
Schadenermittiungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Dies
gilt auch dann, wenn diese Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

Der Versicherer tragt Reisekosten des Versicherungshehmers fiir Reisen an den Ort des
zustandigen auslandischen Gerichts, wenn das Erscheinen des Versicherungsnehmers
vorgeschrieben oder zur Vermeidung von Rechtsnachtsilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis
zur Héhe der fiir Geschéftsreisen von deutschen Rechtsanwaélten geltenden Séatze iibernommen.

1.2.1. Weitere Kosten

In Erweiterung zu A.2. hat der Versicherungsnehmer das Recht, einen Rechtsanwalt,
Wirtschaftspriifer oder sonstigen Sachverstandigen mit der Wahrnehmung seiner Interessen zu
beauftragen, sofern eine Inanspruchnahme wahrscheinlich ist.

Abweichend von B.1.1 gilt diese Regelung nur, soweit der Versicherer der Beauftragung des
Rechtsanwalts nicht widersprochen hat. Dem Versicherer ist die beabsichtigte Beaufiragung
unverziiglich und schriftlich mitzuteilen.

1.2.1.1. Kosten bei Persénlichkeitsrechtsverletzungen

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die erforderlichen Kosten zur Wahrung von
Personlichkeitsrechten des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit einem unter den
Versicherungsschutz fallenden Ereignis {(vgl. A.2. und B.1.2.1.).

Diese Kosten sind Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlass einer
einstweiligen Verfligung begehrt wird, auch wenn es sich um Anspriiche auf Unterlassung
handslt. Soweit ein Widerrufsverlangen ader ein Anspruch auf Unterlassen geltend gemacht wird,
ersetzt der Versicherer auch auBergerichtliche Anwaltskosten, die dem Versicherungsnehmer
entstehen.

Umfasst sind insbesondere die Kosten einer Gegendarstellung und eines PR-Beraters. Die Wahl
des PR-Beraters steht dem Versicherungsnehmer in Abstimmung mit dem Versicherer zu. .

Bei einer Rufschadigung nach §§ 185, 186 StGB (ibernimmt der Versicherer zusétzlich die Kosten
der Privatklage nach § 374 ff StPO.

Die Leistungen des Versicherers beziiglich der Kosten des PR-Beraters und der Privatklage sind
auf 20 % der Versicherungssumme, maximal jedoch auf 256.000 EUR begrenzt.

1.2.1.2. Strafrechtsschutz, behdrdlicher Rechtsschutz, Kosten fiir Sicherheitsleistung,
Auslieferungsverfahren

Wird gegen einen Versicherungsnehmer wegen eines VerstoBes, welcher sinen versicherten
Anspruch zur Folge haben kann, ein Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren oder ein anderes
behérdliches Untersuchungsverfahren eingeleitet, iibernimmt der Versicherer die Abwehrkosten
fir den Versicherungsnehmer zum Zwecke der Verteidigung.

Unter den gleichen Voraussetzungen gewahrt der Versicherer auch ein Zinsloses Darlehen fir die
Stellung einer straf- oder zivilrechtlichen Sicherhsitsleistung (Kaution). .sk Wird gegen den
Versicherungsnehmer wegen einer Pflichtverletzung Untersuchungshaft angeordnet oder ein
formeller Bescheid (iber ein Auslieferungsgesuch zugestellt oder ihm gegeniiber sin Haftbefehl
infolge eines Auslieferungsgesuches vollstreckt, so Gbernimmt der Versicherer zusatzlich die
notwendigen und angemessenen Auslagen des Versicherungsnehmers. Diese beinhalten
Versandkosten fiir Medikamente, gegebenenfalls Verpflegungs- und Unterbringungskosten des
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Versicherungsnehmers, die Kosten der Benachrichtigung naher Angehdriger sowie die im
Rahmen der Einschaltung von Behdérden, z.B. Konsulate und Botschaften, anfallenden Kosten.

1.2.1.3. Unterlassungs- und Auskunftsanspriiche

Wird gegeniiber dem Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit einem Versicherungsfall ein
Unterlassungs- oder Auskunftsanspruch nach den Vorschriften des gewerblichen Rechtsschutzes
(Markenrecht, Patsntrecht, Urheberrecht), des Kartellrechts oder des Wettbewerbsrechts geltend
gemacht, ibernimmt der Versicherer die Kosten der Abwehr des Anspruchs. Die Leistungen des
Versicherers sind auf 10% der Versicherungssumme, max. 50.000 Euro begrenzt.

1.2.1.4. Kosten der Rechtsabwehr bei ungerechtfertigter Bereicherung

Der Versicherer tragt die notwendigen Kosten im Zusammenhang mit der Abwehr von
Anspriichen wegen Riickzahlung oder Rickgabe von Beziigen, Tantiemen oder sonstiger
Vorteile, welche der Versicherungsnshmer im Zusammenhang mit der versicherten Tatigkeit ohne
wirksamen Rechtsgrund erhalten hat oder erhalten haben soll. Dies gilt, bis das Vorliegen einer
ungerechtfertigten Bereicherung festgestsllt oder diese anerkannt wurde. Die Leistungen des
Versicherers sind auf 10% der Versicherungssumme, max. 50.000 Euro begrenzt.

1.2.1.5. Kosten bei Aufrechnung mit Gehaltsanspriichen

Erkiart das jeweilige Unternehmen, bei. dem der Versicherungsnehmer in seiner versicherten
Tatigkeit tatig ist - aufgrund behaupteter Anspriiche, welche im Rahmen des
Versicherungsvertrages versichert waren, gegeniiber dem Versicherungsnehmer die Aufrechnung
mit dienstvertraglichen Gehaltsanspriichen des Versicherungsnehmers, {ibernimmt der
Versicherer die Kosten der Abwehr des Anspruchs bzw. die Kosten fiir den Aktivprozess, in
welchem die Berechtigung der Forderungen Gberpriift wird. ‘

Das Gleiche gilt fiir die Falle, in welchen die Lohnzahlung wegen Arrest, Beschlagnahme oder
sines Ausiibungsverbotes eingefroren, entzogen oder beschlagnahmt wurde.

2. Freistellung von Schadgnersatzanspriichen

2.1. Versicherungsumfang

Der Versicherer Gbernimmt die Schadensersatzleistungen, zu denen der Versiéherungsnehmer in
Zusammenhang mit versicherten Tatigkeiten gemaB A.1.1 aufgrund Gesetzes, rechtskraftigen
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches. verpflichtet und soweit der Versicherer hierdurch
gebunden ist (vgl. A.4.1.).

2.2, Mitversicherung des Selbstbehaltes einer Unternehmens-D&O

Der Versicherer ibemnimmt den gesetzlich oder vertraglich festgelegten Selbstbehalt (SB) des
Versicherungsnehmers, sowie eventuelle hiermit in Zusammenhang stehende Kosten soweit

- der Versicherungsnehmer zu einer Schadenersatzleistung verpflichtet ist,

- fur die unter einem Unternehmens-D&Q0-Vertrag Versicherungsschutz mit bindender Wirkung fiir
den Versicherer besteht und

- aus diesem Untermehmens-D&0-Vertrag eine diese Selbstbeteiligung beinhaltende
Versicherungsleistung als Vorleistung erbracht wurde, welche von dem Versicherungsnehmer des
hiesigen Vertrages zuriick gefordert wird oder

- der andere Versicherer unter Abzug der Selbstbsteiligung geleistet hat.

2.3. Mitversicherung des Dienstwagenersatzes

‘Fir den Fall, dass dem Versicherungsnehmer aufgrund einer bestrittenen, versicherten

Pflichtverletzung die Méglichkeit der Nutzung eines Dienstwagens genommen wird, Gbernimmt
der Versicherer die Kosten fiir die Anmietung eines vergleichbaren Modells. Die Leistungspflicht
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des Versicherers ist auf ein Sublimit in Héhe von 25.000 Euro pro Versicherungsfall und
Versicherungsperiode begrenzt.

Sofern sich der Vorwurf der Pflichtverletzung nicht bestatigen sollte und dem
Versicherungsnehmer. aufgrund dessen ein Ersatzanspruch gegeniber dem Unternehmen
zusteht, geht dieser automatisch in Hohe der vom Versicherer geleisteten Zahlung auf diesen
tber.

2.4. Psychologische Betreuung

Sofern erforderlich, Gbernimmt der Versicherer in versicherten Fallen die Kosten flr
psychologische Betreuung des Versicherungsnehmers, sofern diese Kosten nicht von einer
Krankenversicherung getragen werden. Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf ein Sublimit
in Héhe von 25.000 Euro pro Versicherungsfall und Versicherungsperiode begrenzt. Die Wahl des
Betreuers steht dem Versicherer zu.
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